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Nur wenige Tage lang erhielten die 
katastrophalen Bedingungen, unter 
denen in Indien, China oder Bangla-
desch Kleidung für die Industrieländer 
hergestellt wird, die ihnen gebühren-
de mediale Aufmerksamkeit. In einer 
Nähfabrik in Bangladesch, die auch 
für die deutschen Firmen C&A und 
KiK produzierte, kamen Ende Novem-
ber bei einem Brand mehr als hundert 
Frauen ums Leben. Bei einem ähnli-
chen Vorfall waren nur wenige Monate 
zuvor 259 Näherinnen in Pakistan zu 
Tode gekommen.

Derartige Unglücke sind bei wei-
tem keine Einzelfälle: Laut Angaben 
der Regierung Bangladeschs starben 
in den Jahren 2006 bis 2009 insgesamt 
414 Näherinnen durch Brände, seitdem 
sind mehr als hundert weitere Tote zu 
beklagen. Grund für die große Zahl an 
Bränden und die vielen Toten in Ban-
gladeschs Textilfabriken ist die laxe 
Handhabung von Sicherheitsvorschrif-
ten durch die Fabrikbesitzer: Elektro-
kabel hängen frei im Raum, Notaus-
gänge sind verschlossen, Fluchtwege 
versperrt, Feuerlöscher fehlen. Doch 
die Missachtung elementarer Brand-
schutzvorkehrungen in den Nähfabri-
ken ist nur die Spitze des Eisbergs: Die 
für westliche Verbraucherinnen und 
Verbraucher schuftenden Frauen sind 
extrem schlecht bezahlt und verfügen 
über keinerlei arbeits- und sozialrecht-
liche Sicherheiten wie Arbeitsverträge, 
Krankenversicherung, Rente, Mutter-
schutz oder Urlaubsansprüche.

Die Schuld an dieser dramatischen 
Situation tragen vor allem der Einzel-
handel und große Markenfirmen: Mit 
ihrer Marktmacht können die großen 
Handelshäuser Einkaufspreise und 
Lieferzeiten diktieren. Damit setzen sie 

die Zulieferer unter enormen Druck, 
den diese wiederum an die Beschäftig-
ten weitergeben. Letztlich also werden 
die niedrigen Preise bei uns auf Kos-
ten der Arbeiterinnen und Arbeiter in 
Asien und Osteuropa erzielt. 

Für Bangladesch ist die Beklei-
dungsindustrie der größte Devisen-
bringer, rund 78 Prozent seiner Export-
erlöse stammen aus diesem Bereich. 
Seit 1990 hat sich der Sektor stark ent-
wickelt.1 Inzwischen hat das Land so-
gar Indien als (nach China) zweitgröß-
ten Strickwarenexporteur der Welt 
überholt. Selbst wenn dort die Min-
destlöhne angehoben würden – was 
dringend nötig ist –, bliebe es immer 
noch mit Abstand das Land mit den 
niedrigsten Löhnen in der Beklei-
dungsindustrie weltweit: Im Schnitt 
verdienen die gelernten Näherinnen 
nicht mehr als rund 40 bis 50 Euro im 
Monat, eine ungelernte Arbeitskraft 
nur 30 Euro, während der eigentlich 
notwendige Basislohn zur Befriedi-
gung der Grundbedürfnisse bei rund 
116 Euro liegt, wie Berechnungen der 
Asia Floor Wage Campaign zeigen.2 

Unvorstellbare 
Ausbeutungsverhältnisse

Die Bekleidungsindustrie in Bangla-
desch beschäftigt in ihren rund 5000 
Fabriken gut 3,6 Millionen Menschen, 
etwa 87 Prozent davon sind junge Frau-
en, zumeist aus ländlichen Gebieten. 
Aufgrund geringer Schulbildung und 

1	 Vgl. Mc Kinsey, Bangladesh’s ready-made gar-
ments landscape: The challenge of growth, 
Frankfurt 2011, www.mckinsey.de.

2	 Vgl. www.asiafloorwage.org/asiafloorwage-
media.htm.
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Billige Kleidung – und ihr Preis
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des Arbeitsplatzmangels auf dem Land 
sind viele Frauen gezwungen, in die 
Städte zu ziehen und sich dort zu ver-
dingen. Die Bekleidungsindustrie bie-
tet für sie oft die einzige Möglichkeit, 
ein Einkommen zu erzielen. Mit die-
sem unterstützen viele ihre Eltern und 
ernähren ihre Kinder sowie ihre oft-
mals arbeitslosen Ehemänner. 

Dabei sind sie miserablen Arbeits- 
bedingungen ausgesetzt: Eine Be-
fragung von 162 Arbeiterinnen und 
Arbeitern aus zehn Bekleidungsfabri-
ken, die Aldi, Lidl und KiK beliefern, 
förderte zutage, dass mehr als 40 Pro-
zent der Befragten mehr als 45 Über-
stunden im Monat leisten. 

Zusätzlich machen 21 Prozent wei-
tere 60 bis 100 Überstunden im Mo-
nat, um einen das Überleben ihrer Fa-
milien annähernd sichernden Lohn zu 
erzielen. Alle werden nach einem täg-
lich vorgegebenen Produktionsziel be-
zahlt. Dieses ist jedoch so unrealistisch 
hoch, dass es die Näherinnen an einem 
normalen Arbeitstag von acht Stun-
den unmöglich erreichen können. Auf-
grund des enormen Arbeitsvolumens 
verlassen viele Befragten die Fabrik 
erst zwischen 20 und 22 Uhr, nach 12 
bis 14 Stunden Arbeit. 

Viele brauchen dann noch eine 
Stunde für den Weg nach Hause, wo 
sie zusätzlich die Hausarbeit verrich-
ten. Überdies machen fast 90 Prozent 
der befragten Frauen Nachtschich-
ten, etwa wenn die Verschiffung von 
Waren ansteht. Sie arbeiten dann bis 
Mitternacht ohne Unterbrechung und 
ohne Essen. Viele schlafen auf dem 
nackten Boden in der Fabrik, weil sie 
sich fürchten, sich nachts allein auf den 
Heimweg zu machen. 

Weigern sie sich, Überstunden oder  
Nachtschichten zu machen, werden  
die Arbeiterinnen bestraft – etwa in-
dem ihnen der Lohn gekürzt, der 
Urlaub oder die Krankschreibung ver-
weigert wird. Einige Näherinnen müs-
sen zur Bestrafung sogar „in der Ecke 
stehen“. Häufig werden sie überdies 
sexuell belästigt, gedemütigt und be-

schimpft, aus Scham reden die Frauen 
jedoch kaum darüber. 

Der Arbeitsdruck ist so hoch, dass 
Frauen über 30 Jahre den Arbeitgebern 
bereits als zu alt gelten, um ihm stand-
halten zu können. Doch auch unter 
den jungen Arbeiterinnen sind er-
schöpfungsbedingte Krankheiten weit  
verbreitet. Im Mai 2009 wurde aufge-
deckt, dass in einer Fabrik, die auch 
für das deutsche Unternehmen Metro  
produziert, eine 18jährige Frau aus Er- 
schöpfung starb. Die Fabrikmanager  
ließen die Näherinnen sieben Tage  
und bis zu 97 Stunden pro Woche 
arbeiten, die von der Frau beantragte 
Krankschreibung verwehrten sie ihr. 
Dabei werden Krankheitskosten oh-
nehin nur in seltenen Fällen erstattet, 
eine Sozialversicherung steht oft nur 
auf dem Papier. 

Auch kommt es immer wieder zu 
Fehlgeburten, weil schwangere Frau-
en keinen Schutz erhalten: Viele müs-
sen auch im schwangeren Zustand 
stehend arbeiten, zusätzliche Pausen 
für stillende Mütter gibt es nicht. Ver-
suchen die Frauen, sich zu vernetzen, 
werden sie meist umgehend entlas-
sen, weshalb nur ein kleiner Teil der 
Näherinnen gewerkschaftlich organi-
siert ist. Die Angst, die Arbeit zu ver-
lieren, ist zu groß. Zudem bleibt ihnen 
aufgrund des hohen Arbeitsvolumens 
kaum Zeit für gewerkschaftliche Tä-
tigkeiten. Trotz dieser schwierigen 
Bedingungen sind die Gewerkschaf-
ten sehr aktiv und organisieren Sit-ins 
und Streiks. Sie sind allerdings in viele 
Gruppen zersplittert, was ihre Schlag-
kraft deutlich schwächt.

Zudem ist die gewerkschaftliche 
Arbeit sehr gefährlich: Im Juni 2009 
wurden bei Zusammenstößen zwi-
schen der Polizei und streikenden Tex-
tilarbeiterinnen zwei Menschen getö-
tet, als die Sicherheitskräfte mit Trä-
nengas und Gummigeschossen gegen 
die Teilnehmerinnen einer Protest-
kundgebung vorgingen, die sich gegen 
Lohnkürzungen richtete. Nur ein Jahr 
später, im Sommer 2010, kam es auf-
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grund der niedrigen Löhne erneut zu 
zahlreichen Unruhen. Die Regierung 
erhöhte schließlich den Mindestlohn 
auf 30 Euro – die Gewerkschaften hat-
ten 50 Euro gefordert. Im Mai 2012 ver-
langten sie sogar subventionierte Nah-
rungsmittel für die Näherinnen (Reis, 
Linsen, Weizen, Speiseöl, Zucker), 
denn die Löhne reichen nicht mehr 
aus, um die stetig steigenden Lebens-
mittelpreise zu bezahlen.

Recht ohne Wirkung

Dabei enthält die geltende Rechtsord-
nung in Bangladesch bereits eine Viel-
zahl von Schutzmaßnahmen: Das Land 
hat sieben der acht Kernarbeitsnormen 
der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion (ILO) ratifiziert, ebenso die drei 
wichtigsten internationalen Men-
schenrechtsabkommen mit arbeits-
rechtlichen Bezügen. Seit dem Erlass 
des nationalen Arbeitsgesetzes im Jahr 
2006 hat sich der Arbeitnehmerschutz 
sogar leicht verbessert. Zwar enthält es 
noch Schwachstellen in Hinblick auf 
Mindestalter und Niedriglöhne, doch 
das Problem besteht weniger in unzu-
reichenden Gesetzen als in ihrer man-
gelnden Durchsetzung: Ungenügen-
de Kontrollen, schwach ausgebildete 
rechtsstaatliche Strukturen, unterbe-
setzte und unterfinanzierte Gerichte, 
Korruption und Vetternwirtschaft sind 
weit verbreitet, ein wirksamer Rechts-
schutz für die Betroffenen ist so nicht 
gewährleistet. 

Auch sind die freiwilligen Verhal-
tenskodizes der Unternehmen und die 
Fabrikkontrollen (sogenannte Sozial- 
audits), die für grundlegende Stan-
dards sorgen sollen, in der Regel wir-
kungslos. Denn oft werden die Kontrol-
len im Vorfeld angekündigt, so dass die 
sonst extrem verdreckten Toiletten ge-
putzt und der verwaiste Raum für die 
Kinderbetreuung hergerichtet werden 
können. Zugleich ist es gang und gä-
be, dass nur ausgewählte Frauen mit 
den – oft geschmierten – Kontrolleu-

ren reden dürfen, oder aber, dass den 
Arbeiterinnen unter Androhung einer 
Kündigung verboten wird, die Wahr-
heit zu sagen. Üblich ist auch die mas-
sive Fälschung von Lohnunterlagen. 
Die Fabrikkontrollen geben zudem nur 
eine Momentaufnahme wieder: Am 
nächsten Tag, wenn die Kontrolleure 
weg sind, sieht die Fabrik schon wieder 
anders aus. Trotz tausender Fabrikkon- 
trollen haben sich die Arbeitsbedin-
gungen in den globalen Zulieferketten 
daher nicht verbessert. Damit sich an 
den Produktionsbedingungen in der 
Modeindustrie tatsächlich etwas än-
dert, ist daher Druck auf die Auftrag-
geber im globalen Norden notwendig. 
Denn sie sind es, die von den niedrigen 
Herstellungskosten in erster Linie pro-
fitieren und so überhaupt erst zu deren 
Entstehen beitragen. Dennoch können 
sie für die Arbeitsrechtsverstöße ihrer 
Zulieferer bislang juristisch kaum be-
langt werden, denn eine extraterri-
toriale Rechtsprechung gibt es nicht. 
Unternehmen können zwar weltweit 
agieren, ihre Profite nach Deutschland 
oder in Steueroasen verschieben, aber 
sie können nicht für die Arbeits- und 
Menschenrechtsverletzungen ihrer 
Lieferanten in Deutschland gerichtlich 
belangt werden.3

Alle Unternehmen, die in Bangla-
desch einkaufen, müssen daher von 
Verbrauchern und Politik gedrängt 
werden, endlich ihrer nötigen Sorg-
faltspflicht nachzukommen, wie es die 
vom UN-Menschenrechtsrat im Juni 
2011 verabschiedeten UN-Leitprinzi-
pien zur menschenrechtlichen Ver-
antwortung von Unternehmen fordern. 
Deren Referenzrahmen umfasst drei 
Säulen: Erstens die staatliche Schutz-

3	 Diese Gesetzeslücke hat John Ruggie, der ehe-
malige Sonderbeauftragte für Wirtschaft und 
Menschenrechte von Kofi Annan, in seinem Be-
richt für die UN-Menschenrechtskommission 
sehr eindrücklich offengelegt. Vgl. Elisabeth 
Strohscheidt, Die UN-Leitprinzipien zur men-
schenrechtlichen Verantwortung von Unterneh-
men, in: Gisela Burckhardt (Hg), Mythos C$R. 
Unternehmensverantwortung und Regulie-
rungslücken, Bonn 2011, S. 37-42.
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pflicht, die Menschenrechte gegen 
Übergriffe beispielsweise von Unter-
nehmen zu schützen; zweitens die Ver-
antwortung von Unternehmen, Vor-
sorge zu treffen (diligence), damit in 
ihrer Lieferkette keine Arbeitsrechts-
verletzungen vorkommen und drittens 
die Wiedergutmachung und Entschä-
digung für die Opfer von Menschen-
rechtsverletzungen. 

Ein wirksamer Schritt der Vorsor-
ge durch Unternehmen wäre aktuell 
die Unterzeichnung des Brandschutz-
abkommens, das gemeinsam mit ban-
gladeschischen Gewerkschaften und 
internationalen Arbeitsrechtsorgani-
sationen Anfang 2012 erarbeitet wor-
den ist. Bisher haben die Firmen PVH 
und Tchibo das Abkommen unter-
zeichnet. Es tritt aber erst in Kraft, 
wenn zwei weitere unterzeichnen, 
doch sowohl Zara als auch H&M ver-
weigern dies bislang.

Druck auf die Firmen  
durch kritischen Konsum

Worauf es deshalb entscheidend an-
kommt, ist ein kritischer Konsum hier-
zulande. Wer einkaufen geht, sollte 
sich stets fragen, unter welchen Bedin-
gungen die Ware hergestellt worden 
ist. Dabei geht es nicht darum, ein be-
stimmtes Produktionsland zu boykot-
tieren, denn es hilft den Frauen wenig, 
wenn sie ihre Arbeit verlieren. Das 
eigene Kaufverhalten zu reflektieren, 
ist aber ein Schritt in die richtige Rich-
tung, um Druck auf die globalen Klei-
dungshersteller aufzubauen. 

Dabei kann man bislang nur auf 
einzelne Siegel, wie das GOTS-La-
bel oder das Fairtrade-Siegel zurück-
greifen, denn ein einheitliches Siegel, 
das die Einhaltung sowohl von Um-
welt- als auch Arbeitsstandards zerti-
fiziert, existiert bislang nicht.4 Auch 
garantiert das Fairtrade-Siegel soziale 
Standards nur im Baumwollanbau, die 

4	 Vgl. die Siegelübersicht auf www.femnet-ev.de.

weiteren Verarbeitungsstufen (Spin-
nereien, Webereien, Konfektion) wer-
den noch nicht überprüft. Zu men-
schenwürdigen Arbeitsbedingungen 
auch in der Konfektion verpflichten 
sich hingegen die Unternehmen, die 
Mitglied bei der Fair Wear Foundation 
(FWF) sind. Die FWF führt Kontrollen 
in den Zulieferfirmen durch, überprüft 
aber auch das Managementsystem des 
Mitglieds: ob beispielsweise dessen 
Einkaufspolitik es überhaupt zulässt, 
dass der Zulieferer fair produziert.

Allerdings gibt es nur wenige Unter-
nehmen, die Öko- und Sozialstandards 
einhalten. Alle anderen Firmen könn-
ten aber schon ein erstes Zeichen set-
zen, wenn sie eine bessere Bezahlung 
der Näherinnen sicherstellen würden. 
Nach Berechnung von Verdi müss-
te die Verbraucherin lediglich zwölf 
Euro-Cent mehr pro Kleidungsstück 
zahlen,5 damit eine Näherin rund 50 
Euro zusätzlich erhalten könnte. Denn 
die Lohnkosten machen nur ein Pro-
zent des Verkaufspreises aus. 

Obwohl Nichtregierungsorganisa-
tionen und Gewerkschaften – etwa in 
der Kampagne für Saubere Kleidung – 
die Bundesregierung schon lange zum 
Handeln auffordern, hat diese bisher 
nichts unternommen, um die Anfor-
derungen an die Bekleidungsindus- 
trie zu erhöhen, etwa dadurch, dass sie 
Unternehmen verpflichtet, einmal im 
Jahr über die Auswirkungen ihrer Ge-
schäfte auf Mensch und Umwelt zu be-
richten. Dafür müssten diese auch die 
Subunternehmer, also die gesamte Lie-
ferkette, kontrollieren. Die Bundesre-
gierung aber setzt weiterhin auf Frei-
willigkeit und will Unternehmen nicht 
verpflichten, Berichte zu schreiben.

Damit sich die fatale Situation der 
Näherinnen in Bangladesch ändert, 
bleibt nur eines zu hoffen: dass die öf-
fentliche Empörung endlich zu einem 
Umdenken der Verbraucher wie auch 
der politisch Verantwortlichen führt.

5	 Vgl. Annette Jensen, Zwölf Cent für ein besse-
res Leben, in: „Verdi Publik“, 7/2012, www.pu-
blik.verdi.de.
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